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• § 7 UVG Anspruchsübergang auf das Land

• § 8 UVG Finanzierung: 

• Bund trägt die Ausgaben zu 40 % und erhält 40 % der Einnahmen

• Länder tragen 60 %; können Kommunen an Ausgaben und Einnahmen beteiligen

• Unterschiedliche Ausgestaltung in den Ländern (Zentralisierung? Einheitssachbearbeitung? 
Spezialisierung?)

• Leistungsberechtigte UV 2025: 856.083

         (davon leben ca. 91 % bei der Mutter)

• Ausgaben UV 2025:    ca. 3,27 Mrd. €

• Einnahmen Rückgriff 2025:  ca. 585 Mio. €  >> „Rückgriffsquote“ 18 %
Vgl. Unterhalltsvorschuss (UVG) Geschäftsstatistik 

Rückgriff nach dem UVG 

https://daten.bmbfsfj.bund.de/daten/daten/unterhaltsvorschussgesetz-uvg-geschaeftsstatistik--127534
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• Sowohl Jobcenter als auch UV-Kassen prüfen unabhängig voneinander die Leistungsfähigkeit 
und machen ggf. Rückgriffsansprüche gelten 

• Aus Sicht des Unterhaltsschuldners bis zu drei Gläubiger: 

• das Kind (ggf. vertreten durch den Beistand)

• UV-Kasse

• Jobcenter/Grundsicherungsstelle

• Unterschiede im Rückgriff 

• Annahme der Leistungsfähigkeit (fiktives Einkommen? Berücksichtigung neuer 
Partner*in und Kinder bzw. fiktive Unterhaltspflichten in der neuen BG?)

• § 6 Abs. 6 UVG Kontenabrufverfahren

• Priorisierung/Aufgabenzuschnitt

Schnittstelle UVG – SGB II: auch paralleler Rückgriff 



4

Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD vom 5. Mai 2025

• Unterhaltsschuldner stärker in die Pflicht nehmen („wir werden“)

• säumige Unterhaltsschuldner durch härtere Strafen sanktionieren (z.B. 
Führerscheinentzug) und dadurch die Rückgriffquote erhöhen

• Auskunftspflicht für Unterhaltsschuldner verschärfen (insbes. unterjährige 
Auskunftspflicht)

• Pfändungsfreigrenzen für Unterhaltsschuldner überprüfen

• „im nächsten Schritt“(„wir wollen“): Alleinerziehende und ihre Kinder besser unterstützen 
durch nur hälftige Anrechnung des Kindergeldes auf den UV

Vgl. „Verantwortung für Deutschland“ Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD für die 21. Legislaturperiode

Aktuelle Vorschläge zu Reformen des UVG (I)

https://www.koalitionsvertrag2025.de/
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Empfehlungen der Kommission zur Sozialstaatsreform vom 27. Januar 2026

• Nr. 13: Beendigung des Parallelbezugs von Unterhaltsvorschuss und existenzsichernden 
Sozialleistungen

• Ausschluss Beziehender von existenzsichernden Leistungen vom Bezug UV

• Sicherstellung, dass der unterhaltspflichtige Elternteil durch Reform weder aus 
Unterhaltsverpflichtung noch aus Unterhaltsrückgriff entlassen wird

• Nr. 14: Bündelung des Unterhaltsrückgriffs für sämtliche Sozialleistungen in zentralen, auf 
Rückgriff spezialisierten Einrichtungen

Vgl. Empfehlungen der Kommission zur Sozialstaatsreform

Aktuelle Vorschläge zu Reformen des UVG (II)

https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Soziales/Modernisierung-Sozialstaat/abschlussbericht-sozialstaatskommission.pdf?__blob=publicationFile&v=4
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Beschlüsse der Besprechung des Bundeskanzlers mit den Regierungschef*innen der Länder 
am 25. Juni 2026 (TOP 3.1)

• Anpassung des UV, der Kostenentwicklung berücksichtigt (bspw. Neujustierung 
Kinderaltersgrenze oder wirtschaftliche Leistungsfähigkeit anders als bisher berücksichtigen)  

• Automatisierter Zugriff auf Einkommens- und Adressdaten der Finanzämter, 
Meldebehörden und BA für UV-Stellen 

• Bündelung des Unterhaltsrückgriffs für sämtliche Sozialleistungen (auch nach UVG) in 
zentralen, auf Rückgriff spezialisierten Einrichtungen auf Landesebene

https://www.rlp.de/mpk/mpk-beschluesse/beschluesse-der-mpk-am-25-juni-2026-in-berlin 

Haushalt 2027: Einsparungen im Bereich UVG (Ausgaben und Einnahmen) vorgesehen

https://table.media/assets/berlin/haushalt_2027.pdf 

Aktuelle Vorschläge zu Reformen des UVG (III)

https://www.rlp.de/mpk/mpk-beschluesse/beschluesse-der-mpk-am-25-juni-2026-in-berlin
https://table.media/assets/berlin/haushalt_2027.pdf
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• großer Aufwand durch parallelen Rückgriff von UV und SGB II/XII und ggf. Kind bzw. Beistand

• Vereinheitlichung und Synchronisation des Rückgriffs notwendig (>> Beistand?!)

• Keine kausale Verknüpfung von Rückgriffserfolg und Organisation als zentraler oder 
dezentraler Rückgriff

• Unterstützung der Diskussionen um Zentralisierung des Rückgriffs im Sinne Vereinfachung 
und Bündelung von Ressourcen

• Verdeutlichung der Mitverantwortung des anderen Elternteils >> Sicherstellung, dass 
dieser weder aus Unterhaltsverantwortung noch Rückgriff entlassen wird

• Nutzung vorhandener Expertise

• gute Gestaltung von Zusammenarbeit und Schnittstellen zwischen Behörden der 
Leistungsbewilligung und des Rückgriffs

• Absicherung zuverlässiger laufender Unterhaltszahlungen im Blick halten

Positionen des Deutschen Vereins zum Rückgriff im Bereich UVG
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• Einheitliche Geltendmachung durch den Beistand nach §§ 1712 ff. BGB, 55 ff. SGB VIII?

• Beistand macht gesamten Kindesunterhaltsanspruch geltend (UVK und JC nur in Höhe 
der jeweils gezahlten Leistungen)

• Rückübertragung durch UVK und JC an Kind/Beistand bereits möglich >> Beistand als 
allein verantwortliche Person für Durchsetzung laufender und rückständiger 
Unterhaltsforderungen 

• Regelung zur Verteilung der erzielten Einnahmen sinnvoll/notwendig

• Vorrang laufender und zukünftiger Unterhaltsansprüche des Kindes sicherstellen

• Regelung der Verfahrenskostenhilfe (nicht für rückübertragene Ansprüche möglich)

• Freiwilligkeit der Beauftragung Beistandschaft

• Möglichkeit der Rückübertragung bei gemeinsamer Sorge?!

• Ressourcen!

Positionen des Deutschen Vereins zum Rückgriff im Bereich UVG
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Ausgangslage: ausbleibende/unzureichende Kindesunterhaltszahlungen (Problem: Datenlage!)

Konkret zur Zentralisierung des Rückgriffs:

• realistische Ziele für den Rückgriff / was heißt Rückgriffserfolg?

• Auswirkungen auf die Beistandschaft?

• Kontakt des Jugendamts zum Schuldner?

• Erkenntnisse zur Leistungsfähigkeit >> Hinweise auf Beistandschaft sicherstellen?!

• Kopplung Abschaffung Parallelbezug – Zentralisierung:

• Vermeidung „Zuständigkeits-Hin&Her“ beim Rückgriff?!

• Erhalt der Möglichkeiten aus dem UV-Bereich?!

• Niedrigschwellige Kontakte zu Familiengericht, Gerichtsvollzieher u.ä. vor Ort?

weitere Denkanstöße und Fragen… 
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Ich freue mich auf die weitere Diskussion mit Ihnen!

Dr. Romy Ahner

romy.ahner@deutscher-verein.de

030-62980206

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

mailto:ahner@deutscher-verein.de
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Stellungnahme des Deutschen Vereins zu den Empfehlungen der Kommission zur Sozialstaatsreform 
(2026): https://www.deutscher-verein.de/empfehlungen-stellungnahmen/detail/stellungnahme-des-
deutschen-vereins-fuer-oeffentliche-und-private-fuersorge-ev-zu-den-empfehlungen-der-kommission-zur-
sozialstaatsreform-vom-27-januar-2026/ 

Empfehlungen des Deutschen Vereins zur Weiterentwicklung des Systems monetärer Unterstützung für 
Familien und Kinder (2019) : https://www.deutscher-verein.de/empfehlungen-
stellungnahmen/detail/empfehlungen-des-deutschen-vereins-fuer-oeffentliche-und-private-fuersorge-ev-zur-
weiterentwicklung-des-systems-monetaerer-unterstuetzung-von-familien-und-kindern/ 

Anhang

https://www.deutscher-verein.de/empfehlungen-stellungnahmen/detail/stellungnahme-des-deutschen-vereins-fuer-oeffentliche-und-private-fuersorge-ev-zu-den-empfehlungen-der-kommission-zur-sozialstaatsreform-vom-27-januar-2026/
https://www.deutscher-verein.de/empfehlungen-stellungnahmen/detail/stellungnahme-des-deutschen-vereins-fuer-oeffentliche-und-private-fuersorge-ev-zu-den-empfehlungen-der-kommission-zur-sozialstaatsreform-vom-27-januar-2026/
https://www.deutscher-verein.de/empfehlungen-stellungnahmen/detail/stellungnahme-des-deutschen-vereins-fuer-oeffentliche-und-private-fuersorge-ev-zu-den-empfehlungen-der-kommission-zur-sozialstaatsreform-vom-27-januar-2026/
https://www.deutscher-verein.de/empfehlungen-stellungnahmen/detail/empfehlungen-des-deutschen-vereins-fuer-oeffentliche-und-private-fuersorge-ev-zur-weiterentwicklung-des-systems-monetaerer-unterstuetzung-von-familien-und-kindern/
https://www.deutscher-verein.de/empfehlungen-stellungnahmen/detail/empfehlungen-des-deutschen-vereins-fuer-oeffentliche-und-private-fuersorge-ev-zur-weiterentwicklung-des-systems-monetaerer-unterstuetzung-von-familien-und-kindern/
https://www.deutscher-verein.de/empfehlungen-stellungnahmen/detail/empfehlungen-des-deutschen-vereins-fuer-oeffentliche-und-private-fuersorge-ev-zur-weiterentwicklung-des-systems-monetaerer-unterstuetzung-von-familien-und-kindern/
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